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Regierungskoalition einigt sich auf 

Maßnahmenpaket zur Energie-

wende 
 
Köln, den 03. Juni 2011 

 

Die Regierungskoalition hat sich am ver-

gangenen Sonntag auf einen konkreten 

Zeit- und Maßnahmenplan zum schrittwei-

sen Ausstieg aus der Kernenergie bis zum 

Jahr 2022 geeinigt. Die bereits abgeschal-

teten sieben Kernkraftwerke sollen dauer-

haft vom Netz genommen werden. Dabei 

geht die Bundesregierung davon aus, dass 

Deutschland zur Zeit über rund 90 Giga-

watt (GW) an gesichertem Stromerzeu-

gungsvolumen verfügt. Etwa 20 GW ent-

fallen hiervon auf die Kernenergie. Sollte 

über die voraussichtliche Spitzenauslas-

tung von 80 GW an windstillen Winterta-

gen hinaus weitere Leistungen benötigt 

werden, setzt die Bundesregierung auf fos-

sile Reservekraftwerke, ersatzweise auf 

Reaktivierung eines der vom Netz genom-

menen Kernkraftwerke.  

 

Zudem postuliert die Regierungskoalition 

einen Zubau von weiteren 10 GW an gesi-

cherter Kraftwerksleistung bis 2020. Der 

Kapazitätsausbau soll durch ein Planungs-

beschleunigungsgesetz sichergestellt wer-

den. Den Anteil der erneuerbaren Energien 

an der Stromerzeugung will die Bundesre-

gierung von derzeit 17 % bis 2020 auf 35% 

verdoppeln. Einzelheiten zu Maßnahmen 

und deren Finanzierung können aus dem 

Positionspapier der Regierungskoalition 

entnommen werden, das unter 

www.dachdecker.de (Aktuelles --> Info-

dienst) eingestellt ist.  

 

 

 

Auswirkungen auf das Dach-

deckerhandwerk  
 

Unmittelbare Auswirkungen für das Dach-

deckerhandwerk sind von den beschlosse-

nen Maßnahmepaketen zur Förderung der 

energetischen Gebäudesanierung zu erwar-

ten. So will die Bundesregierung durch 

Stabilisierung des Energie- und Klima-

fonds das KfW-Gebäudesanierungspro-

gramm dauerhaft mit einem Volumen von 

1,5 Milliarden Euro jährlich ausstatten. 

Damit bleibt die Koalition zwar unter der 

Forderung der Bundesvereinigung Bau-

wirtschaft, die sich für eine dauerhafte 

Verstetigung in Höhe von 2 Milliarden 

Euro eingesetzt hatte. Zusätzlich sollen 

aber weitere Abschreibungsmöglichkeiten 

im Gebäudesektor auf der Basis des frühe-

ren § 82a der Einkommenssteuer-

Durchführungsverordnung (erhöhte Abset-

zungen bei Herstellungskosten und Erhal-

tungsaufwand von Gebäuden) eingerichtet 

werden. Ob dies zu einer Kompensation 

führt, kann derzeit noch nicht beurteilt 

werden, da entsprechende Gesetzesentwür-

fe noch nicht vorliegen.  

 

Keine Aussage findet sich im Eckpunkte-

papier der Bundesregierung zum Thema 

Solarstromförderung. Obwohl sich Bun-

desumweltminister Norbert Röttgen An-

fang des Jahres mit der Solarindustrie auf 

eine volumenabhängige Förderung von 

PV-Anlagen geeinigt hatte, erwägt die 

Bundesregierung nun eine weitere Kürzung 

der Solarförderung um 6 % ab 2012. Im 

Rahmen eines Meinungsaustauschs ver-

gangene Woche in Berlin hat der ZVDH 

dem Bundesverband Solarwirtschaft Un-

terstützung in dessen Forderung nach Bei-

behaltung der bisherigen Förderlinie zuge-

sagt. Eine Entscheidung hierzu steht noch 

aus.  
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